Was uns die CDU in Kruft über das Wesen der CDU verrät

Die CDU will offiziell mit einer fremdenfeindlichen Partei wie der AfD nichts zu tun haben. 

In Kruft (Kreis Mayen-Koblenz) vermietet der CDU-Bürgermeister die Gemeindehalle an diese fremdenfeindliche Partei, damit diese dort ihren Landesparteitag durchführen kann - der Berichterstattung der Rhein-Zeitung zufolge zu günstigeren Nutzungsbedingungen als an andere Mieter.

Im Krufter Gemeinderat – dem für die Kontrolle der Ortsverwaltung zuständigen Organ – erbittet die SPD-Fraktion nähere Auskünfte darüber und eine Stellungnahme. Der CDU-Bürgermeister weigert sich daraufhin, den Volksvertretern der Gemeinde darüber Auskunft zu geben, warum er einer fremdenfeindlichen Partei die Gemeindehalle vermietet und ob für diese ungleiche, günstigere Nutzungsbedingungen gelten. 

Daran ist zweierlei bemerkenswert: 1. der Umgang der CDU mit der AfD und 2. der Umgang der CDU mit staatlichen Instanzen und letztlich mit Recht und Gesetz.

1. Für die CDU sind fremdenfeindliche Kräfte wie die AfD letztendlich ein Mittel zum Zweck des Machterhaltes.

Ein CDU-Prinzip lautet: „Rechts neben der CDU darf es keine andere Kraft geben.“ Die CDU hält sich dafür zuständig, die Stimmen der ausländer- und schwulenfeindlichen und kriegsfreundlichen Wähler einzusammeln, um damit Politik zu machen. Wenn dies einer anderen Kraft gelingt, ist zumindest eine inhaltliche Übereinstimmung zwischen der CDU und ihr in bestimmten Bereichen vorhanden. Was liegt da näher, als mit dieser Kraft zu kooperieren, zumal der CDU mit der FDP der bisherige Kooperationspartner gerade abhanden kommt?

Aussagen von Ex-Minister Friedrich und andere Stimmen aus der Union zeigen, dass das von Merkel verhängte Kooperationsverbot mit der AfD längst nicht der Meinung aller Unionspolitiker entspricht, oder, anders formuliert, dass Prinzipien das eine und potentielle Wählerstimmen das andere sind.

Die Politik der Bundeskanzlerin hat bereits mehrfach bewiesen, was für sie im Zweifelsfall mehr zählt. 

2. Die CDU hält den Staat für das Eigentum der Parteien – die CDU in Rheinland-Pfalz handelt zumindest so, als könne sie frei über ihn verfügen. 

· Sie finanziert ihren eigenen Wahlkampf illegal mit Fraktionsgeldern, die zu diesem Zweck großzügig an Mitglieder ausgeschüttet werden. Ihre Funktionäre rechnen Bordellbesuche über die Fraktionskasse ab und nehmen es auch sonst in Rechtsangelegenheiten nicht so genau, was sich an Urteilen wegen Betruges, Urkundenfälschung, Steuerhinterziehung, Subventionsbetrugs, Untreue, Geheimnisverrats ablesen lässt. 

· Christoph Böhr, langjähriger Landesvorsitzender und mehrfacher Spitzenkandidat der rheinland-pfälzischen CDU, hat Fraktionsgelder für die CDU veruntreut und sich dabei ggf. des mehrfachen Betruges schuldig gemacht. Er gab illegal 400.000 Euro an CDU-Helfer weiter. Er ließ das Privatleben von Ministerpräsident Beck ausschnüffeln und hat laut Beck „offenbar Leute darauf angesetzt, in meinem Privatleben zu schnüffeln. Mir sollten unbezahlte Rechnungen und sogar eine Tablettensucht nachgesagt werden. Man versuchte, meine Kontobewegungen auszuspähen, und es wurden Gerüchte über meine Ehe in die Welt gesetzt.“

· Dies alles hat er ohne Wissen der anderen CDU-Verantwortlichen getan – sagen zumindest die anderen CDU-Verantwortlichen im Fraktions- und Landesvorstand.

· Die CDU im Lande, die der SPD im Lande gerne ein irgendwie kriminell agierendes „System Beck“ unterstellt, an dem alle heutigen Verantwortungsträger beteiligt gewesen sein sollen, wurde Jahre lang von gerichtlich als kriminell ausgewiesenen Mitgliedern eines „Systems Böhr“ geführt: 

· Markus Hebgen, Geschäftsführer der CDU-Landtagsfraktion, unterhält sich auf Kosten der CDU-Fraktion mit Fraktionskollegen in Bordellen in Berlin und Mainz, ist wegen Untreue und Betruges in 19 Fällen rechtskräftig verurteilt und hat zuletzt Gelder der gemeinnützigen Stiftung Kloster Ebernbach veruntreut. 

· Herbert Jullien, parlamentarischer Geschäftsführer der Landtagsfraktion und Landesschatzmeister der CDU, nach Aussage eines Teilnehmers mit im Bordell, ist verurteilt wegen vorsätzlichen Subventionsbetrugs, versuchter Steuerhinterziehung, Urkundenfälschung in zwei Fällen, zuletzt wegen Untreue. Im Zuge der laufenden Verfahren musste Jullien mehrere Mehrfamilienhäuser verkaufen, die er während seiner Zeit als Politiker erworben hatte.

· Michael Billen, Bezirksvorsitzender der CDU Trier und Landtagsabgeordneter, greift illegal geheime Daten der Polizei ab und gibt sie an die Presse weiter und wird wegen Geheimnisverrats verurteilt.

· Claudius Schlumberger, CDU-Generalsekretär, wird wegen Beihilfe zur Untreue verurteilt – zu Unrecht, wie er feststellt. Von seiner gerichtlich nachgewiesenen kriminellen Tätigkeit im „CDU-System Böhr“ hat er nämlich gar nichts gewusst. Er verzichtet aber auf eine Revision des Urteils.

Dieser Umgang mit Steuergeldern wie mit Recht und Gesetz ist nicht ganz neu in der CDU Rheinland-Pfalz. Die Süddeutsche Zeitung stellt fest: „In der Amtszeit des damaligen CDU-Ministerpräsidenten und späteren Kanzlers Helmut Kohl war Rheinland- Pfalz die Steueroase für illegal operierende Geldwaschanlagen […]. Weil die Steuerverwaltung penetrant wegschaute, konnten die Tarnorganisationen umgerechnet mehr als hundert Millionen Euro illegal in die Kassen von CDU und FDP verschieben.“

In diesen beiden Bereichen (Kooperation mit der AfD, Umgang mit Staat, Recht und Gesetz) setzt der CDU-Bürgermeister von Kruft also nur das um, was seine Partei ohnehin verkörpert: eine selbstherrliche Aneignung des Staates und seiner Mittel und eine Ignoranz der Macht.
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